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Dienstkleidungsvorschriften flr das
Cockpitpersonal

Bundesarbeitsgericht, Urtell vom
30.09.2014 — 1 AZR 1083/12

Arbeitgeber und Betriebsrat kénnen in
einer Betriebsvereinbarung das Tragen
einer einheitlichen Dienstkleidung re-
geln. Wird die Dienstkleidung fur Arbeit-
nehmergruppen unterschiedlich aus-
gestaltet, verlangt der betriebs-
Gleichbehand-

lungsgrundsatz, dass eine solche Diffe-

verfassungsrechtliche

renzierung entsprechend dem Rege-

lungszweck sachlich gerechtfertigt ist.

Die Entscheidung

Der Klager ist bei der Beklagten als Flug-
zeugfuhrer beschéftigt. Dort sind aufgrund
eines Tarifvertrags nach § 117 Abs. 2 Be-
trVG flir das fliegende Personal Personal-
vertretungen gebildet. Der Tarifvertrag ord-
net die Geltung des betriebsverfassungs-
rechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes
an. Nach einer ,Betriebsvereinbarung
Dienstbekleidung® hat das Cockpitpersonal
wahrend des Flugeinsatzes eine Uniform zu

tragen. Zu dieser gehoért bei Piloten eine

,Cockpit-Mitze*, die in dem der Offentlich-
keit zuganglichen Flughafenbereich getra-
gen werden muss, wahrend Pilotinnen hier-
Uber frei entscheiden konnen. Bei ihnen
gehort die ,Cockpit-Miutze* auch nicht zur
Uniform. Der Klager hat diese unterschiedli-
che Ausgestaltung fir unwirksam gehalten.
Die Beklagte hat sich zu deren Rechtferti-
gung auf das klassische Pilotenbild und die
Cockpit-

Frisurgestaltung weiblicher

mitglieder berufen.

Die auf die Feststellung gerichtete Klage
des Piloten, nicht zum Tragen der ,Cockpit-
Mutze“ verpflichtet zu sein, hatte vor dem
Ersten Senat des Bundesarbeitsgerichts
Erfolg. Die unterschiedliche Ausgestaltung
der Tragepflicht verst6t gegen den be-
triebsverfassungsrechtlichen Gleichbehand-
lungsgrundsatz und ist unwirksam. Die ein-
heitliche Dienstkleidung soll das Cockpit-
personal in der Offentlichkeit als hervorge-
hobene Représentanten des beklagten Luft-
fahrtunternehmens kenntlich machen. Ge-
messen an diesem Regelungszweck ist
eine unterschiedliche Behandlung nicht ge-
rechtfertigt. Ob es sich Uberdies um eine
Benachteiligung wegen des Geschlechts

handelt, bedurfte keiner Entscheidung.
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Quelle: "Pressemitteilung des Bundesar-
beitsgerichts Nr. 50/14*

Praxistipp

Bei Verhandlungen Uber eine Betriebsver-
einbarung zum Thema ,Dienstkleidung®
sollten Betriebsrate neben dem einzuhal-
tenden Gleichbehandlungsgrundsatz auch
beachten, ob die Dienstkleidung bereits auf
den ersten Blick die Identitat des Arbeitge-
bers erkennen lasst und die Kleidung des-

wegen erst am Arbeitsplatz gewechselt
werden kann. Denn sonst musste der Ar-
beitnehmer auf dem Arbeitsweg bereits
preisgeben, bei welchem Arbeitgeber er
beschaftigt ist. Hier sind etwaige Auswir-
kungen auf die Arbeitszeit zu prifen.

Darlber hinaus gilt es zu regeln, wer die
Kosten fir die Reinigung der Dienstkleidung

zu tragen hat.

Mitbestimmung beim Gesundheitsschutz
Bundesarbeitsgericht, Beschluss  vom
30.09.2014, 1 ABR 106/12

Der Betriebsrat hat bei der Durchfiihrung
der Gefahrdungsbeurteilung i.S.d. 85
ArbSchG und der Unterweisung der Be-
schéaftigten i.S.d. 8§12 Abs.1 ArbSchG
mitzubestimmen. Dem steht nicht entge-
gen, dass die Arbeitgeberin ein Fremd-
unternehmen mit der Durchfihrung die-

ser Aufgaben beauftragt hat.

Die Entscheidung

Die Beteiligten streiten Uber Mitbestim-
mungsrechte des Betriebsrats bei der
Durchfiihrung der auf ein externes Unter-
nehmen Ubertragenen Gefahrdungsbeur-
teilung und Beschéftigtenunterweisung
nach dem Arbeitsschutzgesetz. Die Ar-
beitgeberin schloss im Oktober 2008 mit

dem externen Unternehmen A einen

Dienstvertrag Uber sicherheitstechnische
Dienstleistungen nach dem Gesetz uber
Betriebsérzte, Sicherheitsingenieure und
andere Fachkrafte fur Arbeitssicherheit
(Arbeitssicherheitsgesetz). Unter § 1 die-
ses Vertrags ist geregelt, dass A fur die
Arbeitgeberin ,die Aufgaben, die sich aus
§ 6 ASIG in Verbindung mit der Unfallver-
hatungsvorschrift BGV A2 der zustandi-
gen Berufsgenossenschaft ergeben®,
wahrnimmt. Aus der Leistungsbeschrei-
bung zum Dienstvertrag geht hervor, dass
fur den Betrieb u.a. die Leistungen ,Be-
gehungen mit SIB* ,Schulungen der
SIBY, ,Schulungen der Fihrungskrafte®
und ,Erstellung von Gefahrdungsanaly-
sen, Durchfilhrung von Folgebegehun-
gen“ erbracht werden. Der Betriebsrat
nahm trotz Ubertragung dieser Aufgaben
auf A Mitbestimmungsrechte an und legte
der Arbeitgeberin den Entwurf einer Be-
triebsvereinbarung zur betrieblichen Ge-

sundheitsférderung vor, welche die Ar-
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beitgeberin ablehnte. Die Arbeitgeberin
hat in dem von ihr eingeleiteten Be-
schlussverfahren geltend gemacht, ein
Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei
der Durchfihrung der Gefahrdungsbeur-
teilung nach 8 5 ArbSchG und der Unter-
weisung der Beschaftigten nach § 12 Ar-
bSchG bestehe aufgrund der Ubertra-
gung dieser Aufgaben auf A nicht. Der mit
A geschlossene Dienstvertrag habe nach
8§13 Abs.2 ArbSchG zur Folge, dass
diese die Gefahrdungsbeurteilung und die
Unterweisung der Beschéftigten in eige-
ner Verantwortung wahrzunehmen habe.
Sie selbst habe nur noch eine Uberwa-
chungspflicht. Ein daran knupfendes Be-
teiligungsrecht berechtige den Betriebsrat
nicht (mehr) dazu, bei der Durchfiihrung
arbeitsschutzrechtlicher Pflichten mitzu-
bestimmen. Vor diesem Hintergrund hat
die Arbeitgeberin gerichtlich beantragt,
festzustellen, dass der Betriebsrat bei der
eigenverantwortlichen Durchflihrung einer
Gefahrdungsbeurteilung nach 85 Arb-
SchG durch die A im Betrieb der Arbeit-
geberin in G kein Mitbestimmungsrecht
hat.

Das Bundesarbeitsgericht hat — wie die
Instanzen zuvor — dem Betriebsrat Recht
gegeben. Der Betriebsrat hat bei der
Durchfihrung der Gefahrdungsbeurtei-
lung i.S.d. 8 5 ArbSchG und der Unter-
weisung der Beschéftigten i.S.d. § 12
Abs. 1 ArbSchG mitzubestimmen. Dem

steht nicht entgegen, dass die Arbeitge-

berin hiermit das Unternehmen A beauf-
tragt hat. Nach 8§ 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG
hat der Betriebsrat bei betrieblichen Re-
gelungen Uber den Gesundheitsschutz
mitzubestimmen. Das Mitbestimmungs-
recht bezieht sich auf MalRnahmen des
Arbeitgebers zur Verhitung von Gesund-
heitsschaden, die Rahmenvorschriften
konkretisieren. Hierdurch soll im Interesse
der betroffenen Arbeitnehmer eine mog-
lichst effiziente Umsetzung des gesetzli-
chen Arbeitsschutzes erreicht werden.
Das Mitbestimmungsrecht setzt ein, wenn
eine gesetzliche Handlungspflicht objektiv
besteht und wegen Fehlens einer zwin-
genden Vorgabe betriebliche Regelungen
verlangt, um das vom Gesetz vorgegebe-
ne Ziel des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes zu erreichen. Der Betriebsrat
hat daher nach § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG
ein Mitbestimmungsrecht sowohl bei der
Gefahrdungsbeurteilung nach 85 Arb-
SchG als auch bei der Unterweisung der
Beschaftigten nach § 12 ArbSchG. Ent-
gegen der Auffassung der Arbeitgeberin
steht diesem Mitbestimmungsrecht des
Betriebsrats nicht entgegen, dass sie das
Unternehmen A mit der Durchflihrung der
Gefahrdungsbeurteilung und der Unter-
weisung der Beschaftigten beauftragt hat.
In mitbestimmungspflichtigen Angelegen-
heiten kann sich der Arbeitgeber Dritten
gegeniuber grundsatzlich nicht in einer
Weise binden, die die Mitregelungsbefug-
nis des Betriebsrats faktisch ausschlie3en

wirde. Vielmehr muss der Arbeitgeber
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durch eine entsprechende Vertragsgestal-
tung sicherstellen, dass die ordnungsge-
malke Wahrnehmung des Mitbestim-
mungsrechts gewabhrleistet ist. Nach § 13
Abs. 2 ArbSchG kann der Arbeitgeber
zuverlassige und fachkundige Personen
schriftlich damit beauftragen, ihm oblie-
gende Aufgaben nach dem ArbSchgG, d.h.
auch die Gefahrdungsbeurteilung nach
8 5 ArbSchG und die Unterweisung der
Beschaftigten nach § 12 ArbSchG, in ei-
gener Verantwortung wahrzunehmen.
GemalR 8§13 Abs. 1 Nr.5 ArbSchG sind
die nach § 13 Abs. 2 ArbSchG verpflichte-
ten Personen im Rahmen ihrer Aufgaben
und Befugnisse neben dem Arbeitgeber
verantwortlich fur die Erfillung der sich
aus dem Zweiten Abschnitt des ArbSchG
ergebenden Pflichten. Auf die Mitbestim-
mung des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1
Nr. 7 BetrVG wirkt sich die ,Externalisie-
rung“ von Arbeitsschutzpflichten i.S.v.
§ 13 Abs. 2 ArbSchG nicht aus. Von der
offentlich-rechtlichen  Verantwortlichkeit
des Arbeitgebers und der gemafld § 13
Abs. 1 Nr.5 ArbSchG daneben fur die
Erfillung der arbeitsschutzrechtlichen
Pflichten verantwortlichen Personen ist
die sich aus 887 Abs.1 Nr.7 BetrVG
ergebende  Mitregelungsbefugnis  des
Betriebsrats bei der betrieblichen Umset-
zung von ausflllungsbedirftigen Rah-
menvorschriften des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes zu unterscheiden. Die
Beauftragung eines Dritten mit der Durch-

fuhrung einer Gefahrdungsbeurteilung

i.S.d. 8 5 ArbSchG und der Unterweisung
der Beschaftigten i.S.d. § 12 Abs. 1 Arb-
SchG nach § 13 Abs. 2 ArbSchG andert
nichts daran, dass bei der Umsetzung
dieser gesetzlichen Handlungspflichten
ein Handlungsspielraum besteht, bei des-
sen Ausflllung der Betriebsrat im Interes-
se der betroffenen Arbeitnehmer zu betei-

ligen ist.
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Mitbestimmung beim Anbringen der At-
trappe einer Videokamera
Landesarbeitsgericht Rostock, Beschluss
vom 12.11.2014 — 3 TaBV 5/14

Das Anbringen der Attrappe einer Video-
kamera im Aulenbereich eines Klinikge-
baudes erfillt offensichtlich keinen Mit-
bestimmungstatbestand im Sinne des §
87 BetrVG.

Die Entscheidung

Die Arbeitgeberin betreibt eine Klinik. Ohne
zuvor den Betriebsrat beteiligt zu haben,
brachte die Arbeitgeberin im Auf3enbereich
ihres Klinikgeb&udes die Attrappe einer Vi-
deokamera an. Der Betriebsrat hielt die Ein-
fuhrung und Installation, den Betrieb und die
Nutzung der Attrappe einer Videokamera fur
mitbestimmungspflichtig. Da die Arbeitgebe-
rin eine Mitbestimmung des Betriebsrats
ablehnte, leitete dieser ein gerichtliches
Verfahren zur Errichtung einer Einigungs-
stelle ein. Die Beteiligten streiten um die
Notwendigkeit zur Errichtung einer Eini-
gungsstelle, um die Person des/der Vorsit-

zenden sowie um die Anzahl der Beisitzer.

Entgegen der Entscheidung des Arbeitsge-
richts stellte das Landesarbeitsgericht fest,
dass der Betriebsrat keinen Anspruch auf
Errichtung einer Einigungsstelle hat. Nach
Auffassung des Landesarbeitsgerichts liegt
hier eine offensichtliche Unzustandigkeit im
Sinne des § 98 ArbGG vor, weil bei fach-
kundiger Beurteilung durch das Gericht auf
festgestellter Tatsachengrundlage sofort

erkennbar sei, dass ein Mitbestimmungs-

recht unter keinem rechtlichen Gesichts-
punkt in Frage kommt. Ein Mitbestimmungs-
recht nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG schei-
det vorliegend bereits auf den ersten Blick
aus, da die hier gegebene Kameraattrappe
jedenfalls objektiv nicht geeignet ist, das
Verhalten oder die Leistung der Arbeitneh-
mer zu Uberwachen. Auch kommt keine
analoge Anwendung von 8 87 Abs. 1 Nr. 6
BetrVG in Betracht, da nach Sinn und
Zweck von 8§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG der
Schutz des allgemeinen Personlichkeits-
rechts des Arbeitnehmers vor Eingriffen
durch anonyme technische Kontrolleinrich-
tungen bezweckt ist und derartige Eingriffe
von einer Attrappe aber ersichtlich nicht zu
erwarten sind. Schlie3lich scheidet auch ein
Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr.
1 BetrVG hier offensichtlich aus. Gegen-
stand von § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG ist das
betriebliche Zusammenleben der Arbeit-
nehmer, welches der Arbeitgeber kraft sei-
ner Leitungsmacht durch Verhaltensregeln
oder sonstige MaRnahmen und Anordnun-
gen beeinflussen und koordinieren kann.
Sinn und Zweck des § 87 Abs. 1 Nr. 1 Be-
trVG besteht darin, die Arbeitnehmer an
solchen MalRBnahmen im Sinne einer gleich-
berechtigten Gestaltungsteilnahme zu betei-
ligen. Der Geltungsbereich des 8 87 Abs. 1
Nr. 1 BetrVG ist vorliegend bereits deshalb
nicht eréffnet, weil die Anbringung der At-
trappe einer Videokamera im Aufl3enbereich
auf den ersten Blick keine Auswirkungen
auf das innerbetriebliche Zusammenleben
der Arbeithnehmer bei der Arbeitgeberin ent-
falten kann. Auch ist nicht erkennbar, wel-
che konkreten (Mit-)Gestaltungs-

moglichkeiten sich diesbezuglich ergeben
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sollen. In diesem Zusammenhang ist insbe-
sondere zu bedenken, dass die Arbeitneh-
mer nach wie vor den betroffenen Eingang
betreten und verlassen konnen, ohne neuen
zusatzlichen Regelungen unterworfen zu
sein. Durch die Attrappe wird gerade nicht
kontrolliert, wann wer das Geb&ude durch
den betroffenen Zugang betritt oder ver-
lasst. Da dem Betriebsrat offensichtlich kein
Mitbestimmungsrecht zur Seite steht, wéare
eine Einigungsstelle zu dieser Thematik
offensichtlich unzusténdig. Der Betriebsrat
hat daher keinen Anspruch auf Errichtung

einer Einigungsstelle.

erkennen, welche Betriebsbereiche gefilmt
werden. Deshalb ist in einer Betriebsverein-
barung sehr detailliert zu umschreiben, in
welchem Winkel die Kamera eingestellt ist
und welche Bereiche im Betrieb gefilmt
werden. Bereiche, die von den Mitarbeitern
als Pausenrdume genutzt werden und das
Biiro des Betriebsrats sind von einer Uber-
wachung grundsétzlich herauszunehmen.
Die Beschreibung kann auch durch sog.
Screenshots dokumentiert werden, die der
Betriebsvereinbarung als Anlage beiliegen.
Sobald sich eine Kameraeinstellung andert,
muss — wenn nichts anderes geregelt ist —

die Betriebsvereinbarung angepasst wer-

den.
Praxistipp
Gerade bei Installationen von Videokame-
ras ist fir den Betriebsrat haufig nicht zu
CNH-Anwaélte

Markus Neuhaus Ralf Heidemann - Gunnar Herget - Javier Davila Cano - Nadine Burgsmuller - Claudia Schmidt
Annastr. 58-64 - 45130 Essen - Tel.: 0201-749484 0 - Fax: 0201-749484 29

kanzlei@cnh-anwaelte.de - www.cnh-anwalte.de

Dieses Dokument dient nur der Information und stellt keine Rechtsberatung dar.

CNH-Anwalte haften nicht fur Richtigkeit und Vollstandigkeit des Textes.


mailto:kanzlei@cnh-anwaelte.de
http://www.cnh-anwälte.de/

